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1. Gesetz: 
Rechtssatzs

2. Gesetz: 
Rechtssatz:

Art I (1) des Militärregierungsgesetzes 52.
Die "Bezeichnung” einer physischen Person durch die Militärregierung und die damit verbundene 
Vermögenssperre hat keine rückwirkende Kraft.
Art II (5) des Militärregierungsgesetzes 52.
Zu einem Rechtsgeschäft über Vermögen im Sinne 
des Art I (1) des 'Militärregierungsgesetzes 52 
kann die Genehmigung der Militärregierung auch 
erteilt werden, nachdem das Rechtsgeschäft abge­
schlossen ist. Das Rechtsgeschäft bleibt in ei­
nem solchen Falle zunächst schwebend unwirksam; 
es wird, je nachdem die Militärregierung die Ge­
nehmigung erteilt oder versagt, rückwirkend 
wirksam oder nichtig.
Art II (5) des Militärregierungsgesetzes 52.
Ein mangels Genehmigung der Militärregierung 
zunächst schwebend unwirksames Rechtsgeschäft 
über Vermögen im Sinne des Art I (1) des Mili­
tärregierungsgesetzes 52 wird (rückwirkend *wirk­
sam, wenn die Vermögenssperre,um’'derentwillen 
das Geschäft genehmigungsbedürftig war, auf­
gehoben wird. r r il

4. Gesetz: Art V (7) des Militärregierungsgesetzes 52.

3c Gesetz: 
Rechtssatz:

Rechtssatz: Vereitlungs-oder Utagehungsgeschäfte im Sinne 
des Art V (7) des Militärregierungsgesetzes 52 sind unheilbar nichtig.

Aktenzeichen: V ZR 143/51 
Urteil des BGH vom 20. März 1953

I»G Berlin (West)
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V_ ZB. 143/51
Verkündet am 20. März 1953 
Hoffmeister, Justizangestell«er als Urkundsbeamter der Geschäfts- 

stelle

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s

des Gerhard 
itraße

In dem Rechtsstreit
in Bi

Beklagten, Berufungs- und 
Revisionsklägers,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt

g e g e n

den Buchdruckereibesitzer Oskar S tV / M H P  Straße
in

Kläger, Berufungs- und Revisionsbeklagten,
- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Br«

hat der V. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die münd­
liche Verhandlung vom 20. März 1953 unter Mitwirkung des 
Senatspräsidenten Br. Tasche und der Bundesrichter Br. von 
Normann, Br. Hückinghaus, Br. Heck und Schuster

für Recht erkannt:

Unter Aufhebung des Urteils des 4. Ferienzivil­
senats des Kammergerichts vom 10. September 1951 wird 
die Sache zur anderweiten Verhandlung und Entscheidung, 
und zwar auch über die Kosten der Revisionsinstanz, an 
das Berufungsgericht zurückverwiesen.

Von Rechts wegen
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Tatbestand:

Der Kläger, welcher seit dem 1. Mai 1933 Mi.tglied 
der NSDAP war, überließ sein Hausgrundstück BflHP-Scbfl^- 

W ® B H B B ® s t r a ß e  0 , (eingetragen im Grundbuch 
von B0|^K-Sc]4HHHHHl Band 36 Blatt 1713) durch notari­
ell beurkundeten Schenkungsvertrag vom 14. August 1945 
seinem Sohn, dem Beklagten, und ließ es ihm gleichzeitig 
auf; der Beklagte wurde am 17. Dezember 1945 als Erwerber 
des Grundstücks in das Grundbuch eingetragen. Der Schen­
kungsvertrag wurde abgeschlossen ur„d ausgeführt, ohne daß 
eine Genehmigung oder Ermächtigung der Militärregierung 
gemäß Art V (7) des Militärregierungsgesetzes 52 vorlag; 
er ist auch nicht nachträglich durch die Militärregierung 
auf Grund des Militärregierungsgesetzes*52 genehmigt wor­
den’ . '

Im November 1950 erhob der Kläger gegen den Beklagten 
Klage und beantragte:

1. den Beklagten zu verurteilen, zu'bewilligen, 
daß der Kläger wieder als Eigentümer des vor­
genannten Grundstücks in das Grundbuch einge­
tragen werde,

2. hilfsweise: den Beklagten zu verurteilen, das 
vorgenannte Grundstück an den Kläger aufzulas- 
•sen.

Zur Begründung seines Hauptantrages trug der Kläger 
vor, er habe als Mitglied der NSDAP befürchtet, daß sein 
Vermögen beschlagnahmt oder unter Kontrolle gestellt wer­
den würde; um sein Hausgrundstück derartigen Maßnahmen zu 
entziehen, habe er es dem Beklagten zum Schein geschenkt; 
der Hauptantrag sei daher sowohl nach § 117 BGB gerecht-
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fertigt als auch nach Art V (7) des Militärregierungsge­
setzes 52, 4a “Wie erwähnt- die:Absicht bestanden habe, 
die in diesem Gesetz bestimmten Befugnisse oder Aufgaben 
der Militärregierung zu vereiteln, und da er, der Kläger, 
zu dem unter Art I (1, g) des Militärregierungsgesetzes 
52 fallenden Personen gehöre, deren Vermögen der Beschlag­
nahme durch die Militärregierung unterworfen worden sei.
Der Kläger verwies dabei noch darauf, daß das streitige 
Grundstück im Oktober 1950 durch Verfügung des "Haupttreu­
händers für das HSDAP-VermÖgen" unter Kontrolle gestellt 
worden sei. Zur Begründung seines Hilfsantrages machte der 
Kläger geltend, daß er das streitige Grundstück dem Beklag­
ten nur "äLs Treuhänder” übereignet und sich Vorbehalten 
habe, jederzeit die Rückübereignung, des. Grundstücks zu ver­
langen; er habe den Beklagten vergeblich aufgefordert, ihm 
d^s Grundstück zurückzugeben.

V

4 * . *

Der-Beklagte beantragte, die Klage abzuweisen. Br be­
stritt, daß das Grundstück ihm nur zum Schein oder nur als 
"Treuhänder” übereignet worden sei, und behauptete, es habe 
sich um eine Schenkung, und| zwar um eine vorweggenommene 
Erbfolge, gehandelt. Er bestritt .ferner, daß der Vertrag 
vom 14. August 1945 abgeschlossen und ausgeführt worden 
sei, um das Grundstück der Anwendung des Militärregierungs­
gesetzes 52 zu entziehen; der Kläger gehöre nicht zu den 
unter Art I (1) dieses Gesetzes fallenden Personen; die 
vom Kläger erwähnte Verfügung des "Haupttreuhänders für 
das NSDAP-Vermögen" sei nach wenigen Tagen zurückgenom­
men worden. Schließlich legte der Beklagte noch einen ge­
gen den Kläger ergangenen Spruchentscheid des Spruchaus­
schusses Wilmersdorf vom 6. Januar 1950 zum Hachweis dafür 
vor, daß der Kläger nicht politisch belastet und daher durch 
Art I (1) des Militärregierungsgesetzes 52‘nicht betroffen 
worden sei.
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Das Landgericht gab dem Hauptantrag der Klage statt.
Die Berufung des Beklagten, mit welcher er die Abweisung 
der Klage anstrebte, wurde .zurückgewiesen.

Gegen das Berufungsurteil hat der Beklagte Revision 
eingelegt und beantragt,

das Berufungsurteil aufzuheben und die Klage abzu­
weisen,
hilfsweise: die Sache zur anderweiten Verhandlung 
und Entscheidung an das Berufungsgericht zurückzu­
verweisen.

Die Revision rügt Verletzung der §§ 134, 242, 516, 518 BGB, 
des Art V (7) des Militärregierungsgesetzes 52 und des § 286 
ZPO. Der Kläger beantragt, die Revision zurückzuweisen.

. Ent scheidungsgründe:

I. Das Berufungsurteii führt folgendes aus:

Das Militärregierungsgesetz 52 sei nach seinem Art IX 
(11) am Tage seiner ersten Verkündung in Kraft getreten. 
Selbst wenn man annehmen wolle, daß es für West-Berlin erst 
vom Tage des. Binrückens der amerikanischen, britischen und 
französischen Besatzungstruppen, dem 7. Juli 1945, ab gelte, 
so liege dieser Tag vor dem 14. August 1945, an welchem die 
Parteien den streitigen Vertrag abgeschlossen hätten. Da 
der Kläger seit dem 1. Mai 1933 der NSD4P angehört habe, so 
gehöre er zu den in Teil I der Anordnung der Alliierten Kom­
mandantur Berlin BK/O (46) 101 a vom 26. Pebruar 1946 be- 
zeichneten Personen und unterliege damit den Bestimmungen 
der Anordnung der Alliierten Kommandantur Berlin BK/O (49)

ß

i.
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i

25 vom 16. Februar 1949. Das Vermögen der Personen, welche 
durch die letztgenannte Verordnung betroffen seien, unter­
liege .zugleich dem Militärregierungsgesetz 52. Daher habe der 
Kläger über das streitige Grundstück gemäß Art II (3) des Mi­
litärregierungsgesetzes 52 nur mit Ermächtigung der Mili­
tärregierung verfügen können. Da nun aber eine solche Eimächti 
gung unstreitig nicht eingeholt worden sei, so sei der Ver­
trag vom.14. August 1945 nichtig, ohne daß es der Prüfung 
bedürfe, ob mit diesem Vertrag eine Vereitelung oder IBngehung 
im-Sinne des Art V (7) des Militärregierungsgesetzes 52 be­
absichtigt gewesen sei. Diese Nichtigkeit sei dadurch nicht 
geheilt worden, daß der "Haupttreuhänder für das NSDAP-Ver- 
mögen” das streitige Grundstück unter Kontrolle gestellt, 
dann aber freigegeben habe. Daher könne der Kläger gemäß 
§ 894 BGB fordern, daß dasl Grundbuch hinsichtlich des strei­
tigen Grundstücks zu seinen Gunsten berichtigt werde; ob 
der Vertrag vom 14. August 1945 und seine Ausführung als 
Scheingeschäft im Sinne des § 117 BGB nichtig seien, könne 
dahingestellt bleiben.

II. Das Berufungsurteil leidet an dem Fehler, daß es den 
streitigen Vertrag vom 14.jAugust 1945 und dessen Ausführung 
als nichtig auf Grund des Art V (7) des Militärregierungsge­
setzes 52 (in Verbindung mit Art II (3) dieses Gesetzes) 
lediglich deshalb ansieht, weil dieser Vertrag ohne Geneh­
migung oder Ermächtigung der Militärregierung abgeschlossen 
und auch nicht nachträglich durch die Militärregierung ge­
nehmigt worden ist.

Zwar ist es richtig, daß das Militärregierungsgesetz 52 
in West-Berlin, als der Vertrag vom 14. August 1945 abge­
schlossen und (am 17. Dezember 1945) grundbuchlich ausge­
führt wurde, in Kraft getreten war.. Aber daraus folgt noch
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nicht, daß dar Vertrag vom 14. August 1945 und dessen Aus­
führung ohne die - sei es vorgängige, sei es nachträgliche - 
Genehmigung durch die Militärregierung schlechthin nichtig 
sind. Das Pehlen dieser Genehmigung wäre nur dann rechtlich 
bedeutsam, wenn es der Genehmigung zur Zeit des Abschlusses 
des Vertrages vom 14. August 1945 und seiner Ausführung be­
durft hätte. Diese vom Berufungsgericht ohne nähere Begrün­
dung bejahte Präge ist zu verneinen. Das Militärregierungsge­
setz 52 hat in seinem Art II (3) den Abschluß von bestimmten 
schuldrechtlichen Verträgen, die sich auf die in seinem Art 
I beseichneten Vermögen bezogen,und deren Ausführung ohne 
"Ermächtigung oder Anweisung der Militärregierung" verboten, 
in seinem Art V (7) "ohne ordnungsmäßig erteilte Genehmigung 
oder Ermächtigung der Militärregierung” (mit den in Art IV (6) 
bestimmten Ausnahmen) für nichtig und in seinem Art VIII (10) 
für strafbar erklärt. Daraus folgt, daß sowohl Art II (3 zu a) 
als auch Art V (7) als auch Art VIII (10) des Gesetzes sich 
nur auf schuldrechtliche oder dingliche Rechtsgeschäfte über 
solche Vermögensgegenstände beziehen, welche zur Zeit ihrer 
Vornahme gemäß Art I des Gesetzes der Beschlagnahme (Weisung, 
Verwaltung, Aufsicht oder sonstiger. Kontrollen) durch die 
Militärregierung unterworfen waren. Bei Vermögensgegenständen, 
welche physischen Personen gehörten, ergab sich die Beschlag­
nahme gemäß Art I (1) des Gesetzes, dessen Anwendbarkeit im 
vorliegenden Palle allein in Präge kommt, in den meisten Päl- 
len (Ausnahmen in Art I (1) zu b und zu f des Gesetzes) erst 
durch Vorgänge, welche nach dem Inkrafttreten des Gesetzes 
verwirklicht wurden: Verhaftung durch die Militärregierung 
(Art I (1) zu d) oder generelle oder individuelle "Bezeich­
nung" durch die Militärregierung (Art I (1) zu c und g ) . In 
diesen Pällen, in denen sich die Beschlagnahme des Vermögens 
physischer Personen gemäß Art I (1) des Gesetzes erst durch 
nach dem Inkrafttreten des Gesetzes verwirklichte Vorgänge
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(Verhaftung oder "Bezeichnung”) ergab, trat die Beschlagnah­
me auch erst mit diesen Vorgängen (ab hoc) und nicht mit 
Rückwirkung auf den Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes 
(ex tune) ein. Wenn Rechtsgeschäfte solcher Personen durch 
Art II (1 zu a) des Gesetzes als "verbotene" Handlungen be­
zeichnet werden, und zwar mit d,er Folge der Nichtigkeit des 
Rechtsgeschäfts .(Art V (1) des Gesetzes) und der Strafbar­
keit des Handelnden (Art VIII (10) des Gesetzes), so folgt 
schon aus dem Begriff des "Verbots", daß es nur für die Zu­
kunft gilt, d.h. von dem Tage ab, an dem objektiv feststeht, 
daß der Handelnde dem Verbot unterliegt; ein "rückwirkendes" 
Verbot ist sinnwidrig. Daß der Art XI (3) des Gesetzes in 
diesem Sinne zu verstehen ist, kommt übrigens auch darin 
zum Ausdruck, daß zu einem an sich verbotenen vermögengrecht- 
lichen Rechtsgeschäft die "Ermächtigung" der Militärregierung 
erbeten und erteilt werden kann; aber solange noch nicht 
feststeht,, ob ein Rechtsgeschäft das Vermögen einer physi­
schen Person betrifft, welche durch die Militärregierung ver­
haftet oder gemäß Art I (1 zu c oddr g) des Militärregierungs­
gesetzes 52 .."bezeichnet" ist, besteht offensichtlich kein An­
laß, die erwähnte "Ermächtigung" zu erbitten und zu erteilen. 
Bei dieser Auslegung des Ar- II (3) des Gesetzes 52 können 
vermögerisrechtliche Rechtsgeschäfte nicht nach Art V (7) des 
Gesetzes 52 mangels "Genehmigung oder Ermächtigung der Mili­
tärregierung" ausnahmslos nichtig sein, obgleich sie zur Zeit 
ihrer Vornahme keine durch Art II (3) des Gesetzes 52 "verbo­
tenen Handlungen" waren; das folgt daraus, daß Art V (7) sich 
grundsätzlich nur auf "verbotene Geschäfte" bezieht und damit 
auf Art II (3) verweist. Eine Ausnahme von diesem Grundsatz 
macht Art V (7) des Gesetzes 52 nur für solche vermögensrecht­
lichen Rechtsgeschäfte, welche zwar zur Zelt ihrer Vprnahme 
nicht durch Art„II (3) "verbotene Handlungen" waren, aber vor 
oder nach dem Inkrafttreten des Gesetzes in.der Absicht getä-
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tigt wurden; die Befugnisse oder Aufgaben der Militärre­
gierung (Art I (1) des Gesetzes 52) oder 11 die Rückgabe 
von Vermögen an den*berechtigten Eigentümer” (Art I (2) des 
Gesetzes 52) zu vereiteln oder zu umgehen. Daher wären der 
streitige Vertrag vom 14. August 1945 und'deseen Ausführung , 
die mit der am 17. Dezember 194$ vollzogenen Eintragung des 
Beklagten als Erwerber in das Grundbuch beendet war, auf 
Grund des Regelsatzes des Art V (7) des Gesetzes 52 mangels 
Ermächtigung oder Genehmigung durch die Militärregierung 
nur dann nichtig gewesen, wenn sie durch Art II (3) des Ge­
setzes 52 "verbotene Handlungen” waren.

Der Kläger war unstreitig Mitglied der NSDAP seit 
dem 1. Mai 1933. Ob und von wann ab aus diesem Grunde 
sein Vermögen .und insbesondere das streitige Grundstück 
der Beschlagnahme und anderen Maßnahmen der Militärregierung 

- unterworfen wurde, hing davon ab, ob und wann er*.durch die 
Militärregierung; gemäß Art I (1 zu c oder g.) als eine Per­
son "bezeichnet” wurde, deren Vermögen den Bestimmungen des 
Militärregierungsgesetzes unterworfen wurde.. Das Berufungs­
gericht hat angenommen, es ergebe sich erst aus der Anord­
nung der Alliierten Kommandantur Berlin BK/0 (46) 101 a betr. 
Entnazifizierung vom 26. Februar. 19̂ -6 nebst der zugehörigen 
"Bestimmung Nr 1." • (beide veröffentlicht im V0B1 Berlin 1946 
S 71 bez. S 72 vom 7. März 1946), daß der Kläger zu den durch 
das Gesetz 52 betroffenen Personen gehörte. Die vorgenannte 
Anordnung betr. Entnazifizierung von 26. Februar. 1946 hat fol­
gende Einleitung«

"Um den Einfluß* des Nationalsozialismus und Mili­
tarismus in'dem öffentlichen und wirtschaftlichen 
Leben Berlins völlig auszumerzen ......  wird hier­
mit angeordnet

m
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Sie bestimmt dann in Ziff 1:
"Es ist ungesetzlich seitens irgend eines Zweiges 
der Verwaltung, irgend eines öffentlichen, oder 
privaten Betriebes oder einer Privatperson; ohne 
besondere Genehmigung der Alliierten Kommandan­
tur in irgend einer beaufsichtigenden oder lei­
tenden Stellung, die Aufsicht über Personal mit 
sich führt, nationalsozialistische Parteimitglie­
der .....  in ihren Stellungen zu belassen, die
mehr als nominell an der Tätigkeit teilgenommen 
haben..... ”.

In Zlff 2 ist bestimmt:
r * ■ • . * • ■ .. •

"Personen sind aus ihren Stellungen wegen mehr als 
nomineller: Tätigkeit in der NSDAP .... zu. entlassen, 
wenn sie.der NSDAP beitraten oder als Mitglieder 
angenommen wurden, bevor Mitgliedschaft.im Jahre 
1937 Zwang wurde ......" *

Da diese Bestimmungen sich, offensichtlich nur auf solche 
Personen beziehen, die sich in einem Beamten-.Angesteilten- 
oder ähnlichen Verhältnis befanden, so wurde in der "Bestim­
mung Nr 1” der Begriff "Entlassung" in erweiternder Weise 
folgendermaßen definiert: .

"Wo es sich um die Ausübung eines Berufs oder Pührung 
eines Privatunternehmens handelt, ist der Ausdruck 
(Entlassung) dahin auszulegen, daß die in Präge kom­
mende Person bei der Ausübung ihres Berufs oder Püh­
rung ihres*Privatunternehmens in der Weise disquali­
fiziert und eingeschränkt ist, als sie in keiner an­
deren als in einer privaten Eigenschaft tätig sein
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i

<

kann., in der sie nicht in irgendwelcher Aufsicht aus­
übenden, leitenden oder organisierenden Eigenschaft 
handelt öder bei der Anstellung öder Entlassung Dritter 
oder bei der Festsetzung von Bescfcaftigüngs- oder an­
deren Richtlinien mittätig ist.”

*

Schließlich schied die "Bestimmung Hr 1” die Personen, auf 
welche sich die politische Säuberung ("Entnazifizierung") 
beziehen sollte, in zwei Gruppen: in ihrem feil I zählte sie 
die Personen auf, die "unverzüglich zu entlassen sind", zu 
welchen unter 2 II b

"alle Mitglieder der NSDAP, die der Partei beitra­
ten oder als Mitglieder angenommen wurden, bevor 
Mitgliedschaft der Partei im Jahre 1937 Zwang wur­
de .... »S

gehörten, in ihrem feil II die Personen, welche nicht unver­
züglich zu entlassen, aber bei 'der politischen Säuberung 
"sorgfältig geprüft" werden müßten, so unter anderem nomi­
nelle Mitglieder der NSDAP,' die ihr nach dem 1. Mai 1937 
beigetreten waren. Hiernach trifft es zu, daß der Klüger? 
als Buchdruckereibepitzer, also als Inhaber eines.Privatun­
ternehmens und zugleich als. ehemaliges Mitglied der NSDAP, 
durch die politische Säuberung betroffen, wurde. Es ist auch 
richtig, daß er durch die Anordnung BX/0 (46)/l01 a als eine 
Person "bezeichnet" wurde, deren Vermögen unter das Militär­
regierungsgesetz 52 fiel./Zwar, fällt die Abgrenzung des 
•Kreises von Personen, welche als mutmaßlich politisch, be- 
.lastet, sich dem. sogenannten Entrfazifizierungsverfahren zu 
unterziehen hatten, nicht mit der "Bezeichnung" gemäß Art 
I (1 c und g) des Gesetzes 52 zusammen. Aber in Ziff 9 der 
Anordnung BK/0 (46) 101 a war bestimmt:

E*

• j. v
>'.i

■j ' '

frr

*•



"Keine Schritts- gegen das.Vermögen von Personen? die <
auf £rund dieser Anordnung entlassen worden sind (oder 
-nach ddr Bestimmung Nr 1- ihnen gleiphstehen), sollen 
ohne die Zustimmung der Militärregierung des zuständi- f' 
gen Sektors rechtskräftig sein", t. . kwas zwar nicht nach dem Wortlaut, aber nach dem Sinn die n

nach Art II (3' zu a) verbotenen Rechtsgeschäfte konkret definiert 
Damit war zwar das Vermögen des Klägers gesperrt, aber nur 
das Vermögen des Klägers nach dem Stande vom 7. März 1946 
und mithin nicht das streitige Grundstück, es sei denn, daß * 
die „schon am 17,. Dezember 1945 erfolgte Übereignung dieses 
Grundstücks an d$n Beklagten als Scheingeschäft nach § 117 BGB 
oder als Vereitlungsgeschäft im Sinne des Art V (7.) des Geset­
zes 52 nichtig war.

•3̂ .  Berufungsgericht, hat sich indessen nicht mit der 
Anwendbarkeit der Verordnung des. Magistrats von Berlin vom 
2. Juli 1945 über die Anmeldung und die Beschlagnahme des 
Vermögens der Personen, die sich aktiv, faschistisch betä­
tigt haben (VQBt Berlin 19*-5 S. 45), auf den vorliegenden 
Pall .auseinandergesetzt. Diese Verordnung hat der Magist­
rat auf Grund des ihm (von der sowjetischen Militärregie­
rung) erteilten 11 Auf träges auf -Selbstverwaltung" und "mit 
Zustimmung des (sowjetischen). Stadtkommandanten" erlassen $ 
sie ist daher, soweit sie Personen im Sinne des Art I .(i zu 
c oder g) des M-ilitärregierungsgesetzes "bezeichnet", einer 
Bezeichnung durch die Militärregierung selbst gleichzusetzen.
Daß die Verordnung der Durchführung des Militärregierungsge­
setzes 52 dient,.-ergibt sich-sowohl aus ihrer vorerwähnten 
Benennung als auch aus ihrem § 1, welcher lautet:
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«Das Vermögen von Personen., die sich aktiv faschistisch 
betätigt haben, und das ihrer Ehegatten unterliegt nach 
näherer Bestimmung der folgenden Vorschriften
a) der Anmeldungspflicht,
b) der Beschlagnahme♦ «

Es folgt in ihrem § 2 mit der Überschrift «Kreis der be­
troffenen Personen« die Bestimmung:

«Ais führende oder aktiv faschistische National­
sozialisten ..i. gelten:.
1. alle Personen, die zu irgendeinem Zeitpunkt 

Mitglieder der NSDAP .... gewesen sind
mithin eine bestimmte Bezeichnung der unter Art I (1 zu c 
oder g) des Militärregierungsgesetzes 52 fallenden Personen, 
zu denen auch der Kläger, als ehemaliges Mitglied der NSDAP, 
gehörte. Allerdings, betraf die Verordnung', soweit sie sich auf 
die Vermögensbeschlagnahme bezieht, nur die dem Kläger zur 
Zeit der Veröffentlichung der Verordnung noch gehörenden, 
nicht dagegen die vorher von ihm veräußerten Vermögensgegen­
stände. Die Verordnung ist nun, obwohl sie vom 2. Juli 1945 
datiert ist, erst am.20. August 1945 veröffentlicht worden, 
mithin zv:ar naoh dem Abschluß des streitigen Vertrages vom 
14. August 1945, aber vor der Umschreibung des streitigen' 
Grundstücks auf den Beklagten. Daher hätte die Umschreibung 
des streitigen Grundstücks auf den Beklagten gemäß Art II 
(3 zu a) des Militärregierungsgesetzes 52 genehmigt werden 
müöseu*

Die Genehmigung der Militärregierung ist nun unstreitig 
weder vor noch nach der grundbuchlichen Umschreibung des 
streitigen Grundstücks erteilt, freilich auch nicht versagt

BP
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worden» Das Berufungsgericht*meint, daß ein näch Art II (3) w 
des Militärregiefungsgesetzäs 52 genehmigungsbedürftiges *
Rechtsgeschäft n&cli Art V (7) desselben Gesetzes schlechter­
dings nichtig ist9 wenn es nicht vorher, d.h* bevor es vor­
genommen wurde, durch die Militärregierung genehmigt worden 
ist. Diese Auslegung des Ar*; II (3) und des Art V (7) des 
Militärregierungsgesetzes 52 kann nicht gebilligt werden*
Die in der Rechtsprechung und im Schrifttum herrschende.
Meinung nimmt an, daß ein nach Art II (3) des Militärregierungs-' 
gesetzes 52 genehmigurigsbedürftiges, aber bevor es vorgenommen - 
wurde, nicht genehmigtes Rechtsgeschäft regelmäßig nur schwebend 
unwirksam ist (vgl, aus der Rechtsprechung OLG Stuttgart /?4» 
November 1948/̂  in NJW 1948, 230 = SJZ 1949 Sp 271; OLG München = 
vom 22 o Juli 1949 in NJW 19̂ -9., 863; OGHBrZ vom 2, November 
1949 pGHZ Bd 3 S:'82 = NJW 1950>. 307), es sei denn, daß es ein 
Vereitelungs- oder Umgehungsgeschäft im Sinne des Art V (7) des 
Gesetzes 52 ist. Der Zweck des Militarregierungsgesetz.es 52 
(11 Sperre und Beaufsichtigung von Vermögen”) erfordert in der 
Tat nicht zwingend, daß zu Rechtsgeschäften im Sinne des Art 
II (3) des Gesetzes 52 die Einwilligung der Militärregierung 
im voraus erteilt wird, sondern läßt sich ebenso gut erreichen, . 
wenn die Zustimmung der Militärregierung nachträglich einge­
holt und, je nachdem, erklärt oder versagt wird. Insbesondere 
bei zweiseitigen* Rechtsgeschäften entspricht es zudem den Erfor­
dernissen des Rechtsverkehrs, die Entscheidung der Militärregie­
rung erst dann einzuholen, wenn ‘die Parteien das Rechtsgeschäft
abgeschlossen und sich damit, vorbehaltlich der Entscheidung

* • - ■ * • . • . - . • *. *der Militärregierung, wie bei anderen Rechtsgeschäften, deren , * 
Wirksamkeit in der Schwebe steht, einstweilen gebunden haben | 
(RGZ .98 £ 244/ 246; RGZ 103 106) . Denn daß von nach Art
II (3) des Militärregierungsgesetzes 52 genehmigungsbedürftigen, 
aber noch nicht durch die Militärregierung genehmigten und da­
her schwebend unwirksamen zweiseitigen Rechtsgeschäften die

Vft
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Partei, deren Vermögen gesperrt ist, sieh nicht, solange die 
Genehmigung nicht erteilt ist, einseitig lossagen kann, folgt 
schon aus der Erwägung, daß das Gesetz 52 keineswegs bezweckt, 
die von ihm betroffenen Personen zu schtitzen; dasselbe gilt 
für die andere Vertragspartei. .

• « * 0 
IV. Aus den Ausführungen unter II und III dieser Entschei­
dungsgründe folgt, daß es nicht dahingestellt bleiben kann, 
ob der streitige Vertrag vom 14. August 1945 einschließlich 
seiner dinglichen Ausführung als Scheingeschäft (§ 117 BGB) 
oder als Vereitelungsgeschäft im Sinne des Art V (7) des Mi­
litärregierungsgesetzes 52 schlechterdings und unheilbar 
nichtig ist* oder ob*die Nichtigkeit der erst am 17. Dezember 
1945 vollendeten Übereignung des streitigen Grundstücks an 
den Beklagten -wie das Berufungsgericht zu Unrecht annimmtr 
daraus- folgt, daß der Vertrag vom 14. August 1945 und seine 
dingliche Ausführung durch die Militärregierung nicht im 
voraus genehmigt worden sind. Da die Genehmigung der Militär­
regierung, wie dargelegt, auch’‘nachträglich erteilt werden 
konnte, aber bisher weder erteilt, noch versagt worden ist. 
so würde die Übereignung des streitigen Grundstücks, falls 
sie nicht nach § 117 BGB oder als Vereitluhgsgeschäft im 
Sinne des Art V (7) des Militäfregierungsgesetzes 52 schlech-

is*k? nur schvrebend- unwirksam sein. Die Par­
teien können sich von ihren Rechtsgeschäften, solange deren 
Wirksamkeit mangels Genehmigung durch die Militärregierung 
in der Schwebe ist, nicht einseitig lossagen, sondern sie 
sind, wie .in anderen Fällen* in denen ein Rechtsgeschäft 
der behördlichen Genehmigung bedarf, nach Treu und Glauben 
gebunden, das Ihrige zu tun, um die noch ausstehende Geneh­
migung zu erwirken (RGZ Bd 115 S 35 ff ^38/'). überdies würden 
diese Rechtsgeschäfte, falls die Militärregierung sie nach­
träglich genehmigen würde, durch diese Genehmigung rückwirkend



wirksam werden (RGZ Bd 108 S 91 ff . Daher muß auch
angenommen werden, daß der Kläger, solange die Wirksamkeit der 
Übereignung des:. streitigen Grundstücks, mangels einer Ent- . 
Scheidung der Militärregierung in der Schwebe ist, sowohl 
mit seinem Hauptantrag (Grundbuchberichtigung) als auch 
mit seinem Hilfsantrag (Rückauflassung) gegen Treu und Giauben 
verstößt, soweit diese beiden Anträge darauf gestützt sind, 
daß die nach Art II (3) des Militärregierungsgesetzes•52 er­
forderliche Genehmigung der Militärregierung .noch nicht er­
teilt worden.ist;. Der Kläger hätte, bevor er die Klage erhob, 
längst die Entscheidung der Militärregierung herbeiführen 
können; das hat.er.nicht nur unterlassen,.sondern selbst 
zur grundbuchlichen Umschreibung des streitigen Grundstücks
auf den Beklagten dadurch beigetragen, daß..er dem Grund­el,buchamt gegenüber die unrichtige eidesstattliche Versiche­
rung (Bl 27 der..Grundakten von Berlin-Schmargendorf Band 
.36 Blatt 1715 ^fhemals Band' 36 Blatt 107G / Band..I) abgab, 
er werde durch die Verordnung des Berliner Magistrats vom 
2o.Juli 1945 (und mithin durch das Militärregierungsge­
setz 52) nicht betroffen. Aus.diesen Gründen mußte das- ; 
Berufungsurteil aufgehoben undcder Rechtsstreit zur ander­
weiten .Verhandlung und Entscheidung, und zwar auch Über 
die Kosten des Revisionsrechtszuges, an das Berufungsge­
richt zurückverwiesen werden,1 • . * 4 ,

S  * J ' * ' * £

Bas Berufungsgericht wird, zunächst zu prüfen haben, ob 
der Vertrag vom 14. August 1945 und die Übereignung des 
streitigen Grundstücks an den Beklagten als Scheingeschäfte 
nichtig sind.. Wenn es diese Frage verneint, - wird es weiter 
zu prüfen haben, ob der Vertrag vom 14. August 1945, mag 
er ein Schenkungsvertrag oder ein sogenannter Treuhandver­
trag sein, und die Übereignung des streitigen Grundstücks 
an den Beklagten, als Vereitelungsgeschäfte im Sinne des Art
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T (7) des Militärregierungsgesetzes 52 nichtig sind. Wenn 
es auch diese Frage verneint, wird es prüfen müssen, ob 
die Übereignung des streitigen Grundstücks an den Beklagten 
noch schwebend unwirksam ist.'

Bei dieser letzteren Prüfung kann es darauf ankömmen, 
ob das Vermögen des Klägers, zu welchem das streitige Grund­
stück noch gehörte, als der Kläger durch die erwähnte Ver­
ordnung des Berliner Magistrats vom 2. Juli 1945 betroffen 
wurde, noch der Sperre auf Grund des Militärregierungsge­
setzes 52 unterliegt, in welchem Falle eine Entscheidung 
der Militäri’egierung gemäß Art II (3) des Gesetzes 52 noch 
.herbeigeführt werden könnte, oder ob es inzwischen entsperrt 
worden ist, in welchem Falle eine solche Entscheidung der 
Militärregierung nicht mehr in Frage käme, vielmehr die Über­
eignung des streitigen Grundstücks an den Beklagten infolge 
der Entsperrung hes Vermögens des Klägers wirksam geworden 
wäre, indem der Kläger durch die Entsperrung seines Vermö­
gens die freie Verfügung über Sein Vermögen zurückerlangt 
hätte (so zutreffend OLG München /22. Juli 19497 in NJV/
1949 S 863 = MDK 1950 S 38; ob dieser-Entscheidung auch darin 
beigepflichtet werden kann, daß die Entsperrung nicht zurück­
wirkt, kann im vorliegenden Fall dahingestellt bleiben). Da 
der Kläger zugestandenermaßen es verabsäumt hat, gemäß der 
Anordnung der. Alliierten Kommandantur Berlin BK/0 (46) 107 
vom 27. Februar 1946 (V0B1 Berlin 1946 S 81) seinen Personal­
ausweis rechtzeitig'zur Abstempelung vorzulegen, fiel er un­
ter die Anordnung der Alliierten Kommandantur Berlin’Bf/0 (49)vom 

* 16. Februar 1949 (V0B1 Berlinl949 S 71). Wach Ziffer 4 I 
dieser Anordnung könnte der Kläger wegen seiner Säumnis mit 
einer Geldstrafe:und nach ihrer Ziffer 7 II mit einer ”Ent- 
nazifizierungsgebührM belegt-werden; ferner bestimmte Ziffer 
8 der Anordnung, daß auch bei Personen, welche -wie es auf

Ii'• ii
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den Kläger *zutrifft- anläßlich;der politischen Säuberung 
ohne-vermögensmäßige Maßnahmen verblieben, die Sperrt ih- 
res Vermögens erst aufgehoben wurde, wenn.die Geldstrafe und 
die "Entnazifizierungsgebühr” bezahlt waren.* Nun ist der Klä­
ger durch den Spruchentscheid des Spruchausschusabs Y/ilmers- 
dorf in der’Tat wegen seiner Säumnis mit einer Geldstrafe von 
235 2)M-W und außerdem mit einer ’’Entnazifizierungsgebühr” 
von 440 DM-W belegt worden, und dieser Spruchentscheid scheint * 
rechtskräftig geworden zu sein; dagegen, ist nichts darüber 
vorgetragen, ob diese beiden Beträge bezahlt worden sind und 5
daraufhin das Vermögen des Klägers entsperrt worden ist.

%

Wenn sich ergibt, daß der Hauptantrag des Klägers un­
begründet ist; dann wird das. Berufungsgericht, schließlich 
prüfen müssen, «ob- wenigstens .der Hilfsantrag des Klägers 
begründet ist, der sich auf die Behauptung stützt, daß sich 
hinter dem "Schenkungsvertrag" vom 14. August 1945 ein soge­
nanntes "Treuhandgeschäft" verbirgt und daß die Übereignung 
des streitigen /Grundstücks an den Beklagten nicht schenkungs-

iweise, sondern ”zu treuen Händen” vorgenommen worden 1st. Wenn 
ein Treuhandgeschäft vorliegt, kann es dahingestellt bleiben, 
ob es nach Art V (7) des Militärregierungsgesetzes 52 (als 
Vermittlungsgeschäft oder wegen Versagung der Genehmigung 
durch die Militärregierung) nichtig oder nichtig geworden 
oder ob es schwebend unwirksam oder ob es* (infolge Genehmi­
gung durch die Militärregierung.oder infolge Entsperrung des 
Vermögens des Klägers) wirksam :geword^n ist. Zwar hat der 
Kläger im Berufungsrechtszug nur beantragt, die Berufung '
des Beklagten, zurückzuweisen, und den Hilfsantrag der.'Klage „ 
nicht ausdrücklich -wie es formell geboten gewesen wäre- wieder­
holt. Aber.es kann nicht angenommen werden, daß der Kläger 
den Hilfsantrag.- der Klage im Berufungsrechtszug fallen las- , 
sen wollte, und- daher kann sein Berufungsantrag dahin ausge-

*
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legt werden, daß mit ihm der Hilfsantrag der Klage vor­
sorglich aufrechterhalten werden sollte *

Hr. Tasche Hr. v. Hormann Hr. Hückinghaus
Hr. Heck Schuster
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